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Gesetz 
vom 2. März 2023 

über die Abänderung des Bankengesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 21. Oktober 1992 über die Banken und Wertpapier-
firmen (Bankengesetz; BankG), LGBl. 1992 Nr. 108, in der geltenden Fas-
sung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 1 Abs. 3 Bst. g 

3) Es dient zudem der Umsetzung bzw. Durchführung folgender 
EWR-Rechtsvorschriften: 
g) Richtlinie 2014/59/EU zur Festlegung eines Rahmens für die Sanie-

rung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen2. 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 106/2022 und 5/2023 
2 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur 

Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und 
Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtli-
nien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EU, 
2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 
648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) 
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Art. 4a Abs. 5 

5) Banken und Wertpapierfirmen dürfen hartes Kernkapital, das zur 
Einhaltung der kombinierten Kapitalpufferanforderung nach Abs. 2 vor-
gehalten wird, nicht zur Unterlegung der risikobasierten Komponenten 
der Eigenmittelanforderungen nach Art. 92a und 92b der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 oder zur Erfüllung der Anforderungen nach Art. 58b 
oder 58c des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes einsetzen. 

Art. 29 Abs. 2 

Aufgehoben 

Art. 35 Abs. 5 

5) Besteht Grund zur Annahme, dass ohne Bewilligung eine diesem 
Gesetz unterstehende Tätigkeit ausgeübt wird, so kann die FMA von den 
betreffenden Personen Auskünfte und Unterlagen einschliesslich Kopien 
verlangen, wie wenn es sich um beaufsichtigte Personen handelte. In drin-
genden Fällen kann die FMA die sofortige Einstellung und Auflösung an-
ordnen. 

Art. 56ater 

Rang von Forderungen aus Eigenmittelposten in der Konkursrangfolge 

Bei Unternehmen nach Art. 2 Abs. 1 Bst. a bis d des Sanierungs- und 
Abwicklungsgesetzes haben Forderungen aus Eigenmittelposten einen 
niedrigeren Rang als Forderungen, die sich nicht aus Eigenmittelposten 
ergeben. Wird ein Kapitalinstrument nur teilweise als Eigenmittelposten 
anerkannt, so ist das gesamte Instrument als Forderung aus Eigenmittel-
posten zu behandeln und hat einen niedrigeren Rang als Forderungen, die 
sich nicht aus Eigenmittelposten ergeben. 

Überschrift vor Art. 61 

VI. Rechtsmittel und aussergerichtliche Schlichtungsstelle 

Art. 61 

Aufgehoben 
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II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/879 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 zur Änderung 
der Richtlinie 2014/59/EU in Bezug auf die Verlustabsorptions- und Re-
kapitalisierungskapazität von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und 
der Richtlinie 98/26/EG (ABl. L 150 vom 7.6.2019, S. 296). 

III. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich Abs. 2 gleichzeitig mit dem Gesetz 
vom 2. März 2023 über die Abänderung des Sanierungs- und Abwick-
lungsgesetzes in Kraft. 

2) Kapitel II (Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften) tritt gleich-
zeitig mit dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 
145/2022 vom 29. April 2022 zur Änderung von Anhang IX (Finanz-
dienstleistungen) des EWR-Abkommens in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Dr. Daniel Risch 
Fürstlicher Regierungschef 
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